
Geschäftsführung  
Ausschuss Schule und Weiterbildung 

Herr Bernecker 

Telefon:  (0221) 221-29251 
Fax:  (0221) 221-29241 

E-Mail:  hans-michael.bernecker@stadt-koeln.de 

Datum: 29.11.2017 

Beschlussprotokoll 

über die Sitzung des Ausschusses Schule und Weiterbildung in der Wahlperiode 
2014/2020 am Montag, dem 27.11.2017, 16:00 Uhr bis 19:45 Uhr, Ratssaal 

I. Öffentlicher Teil 

0  Aktuelle Stunde - Schulnotstand in Köln: Die Verwaltung muss sofort 
gegensteuern! 
AN/1727/2017 

Beschluss: 

Der Ausschuss für Schule und Weiterbildung stellt fest, dass der Schulnotstand in 
Köln regelmäßiges Thema seiner Sitzungen ist und bleibt: Die Verwaltung und die 
Politik stehen in der Verantwortung, die Prozesse zu verbessern und zügiger Schul-
bauten und Schulplätze zur Verfügung zu stellen und nehmen diese Verantwortung 
ernst. 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig zugestimmt. 

2 Anträge gemäß § 3 und 5 der Geschäftsordnung des Rates 
und der Bezirksvertretungen 

2.1 Reinigung in Schulen verbessern 
AN/1475/2017 

Beschluss über die Ersetzung des ursprünglichen Antrages: 

Der Ausschuss Schule und Weiterbildung beschließt, den Antrag der SPD-Fraktion 
und der Ratsgruppe BUNT durch einen Änderungsantrag der CDU-Fraktion, der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen und der FDP-Fraktion zu ersetzen. 

Abstimmungsergebnis: 

Mit den Stimmen der CDU-Fraktion, der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der 
FDP-Fraktion bei Enthaltung der Fraktion Die Linke gegen die Stimmen der SPD-
Fraktion mehrheitlich zugestimmt. 
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Beschluss über den Änderungsantrag der CDU-Fraktion, der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen und der FDP-Fraktion: 

Die Verwaltung wird beauftragt, 

1. darzustellen, welche Schultoiletten saniert werden müssen, 
2. darzustellen, bei welchen Schultoiletten durch vermehrte Reinigung eine Ver-

besserung zu erzielen ist, 
3. darzustellen, bei welchen sanierten Toiletten durch die entsprechenden Kon-

zepte eine nachhaltige Verbesserung erzielt wurde und 
4. darzustellen, an welchen Schulen eine mindestens 20%-ige Mehrnutzung 

durch zusätzliche Schüler erfolgt ist (seit Sommer 2015, zum Beispiel durch Of-
fenen Ganztag / Flüchtlinge / Mehrklassen oder Zügigkeitserhöhung). 

Abstimmungsergebnis: 

Mit den Stimmen der CDU-Fraktion, der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, der FDP-
Fraktion und der Fraktion Die Linke gegen die Stimmen der SPD-Fraktion  
mehrheitlich zugestimmt. 

4 Vorlagen der Verwaltung 

4.1 Zügigkeitserweiterung der Albert-Schweitzer-
Gemeinschaftsgrundschule, GGS zum Hedelsberg, 50999 Köln-Weiß 
gem. § 81 Abs. 2 Schulgesetz NRW von 3 auf 4 Züge 
2938/2017 

Geänderter Beschluss: 
Der Ausschuss Schule und Weiterbildung empfiehlt dem Rat der Stadt Köln, wie folgt 
zu beschließen:  

1) „Der Rat der Stadt Köln beschließt, die Zügigkeit der Albert-Schweitzer-

Gemeinschaftsgrundschule, GGS zum Hedelsberg 13, 50999 Köln-Weiß gem. § 

81 Abs. 2 Schulgesetz NRW von 3 auf 4 Züge zum Schuljahr 2018/19 zu erwei-

tern.  

2) Der Rat beauftragt die Verwaltung, bei der Bezirksregierung Köln umgehend 

nach Beschlussfassung einen Antrag gemäß § 81 Abs. 3 Schulgesetz Nordrhein-

Westfalen zur Genehmigung der Zügigkeitsänderung zu stellen. 

3) Der Rat der Stadt Köln beauftragt die Verwaltung, bei der Ausführung des Be-

schlusses zu 1 die sofortige Vollziehung gem. § 80 Abs. 2 Ziff. 4 VwGO (beson-

deres öffentliches Interesse) anzuordnen. 

4) Der Rat bittet die Verwaltung in enger Abstimmung mit den Schulen Maß-

nahmen zur operativen Bedarfsdeckung nach Dringlichkeit beschleunigt 

umzusetzen. 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig zugestimmt. 
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4.2 Zügigkeitserweiterung der Brüder-Grimm-Schule, Sürther Hauptstraße, 
50999 Köln-Sürth gem. § 81 Abs. 2 Schulgesetz NRW von 4 auf 5 Züge 
2940/2017 

Geänderter Beschluss: 
Der Ausschuss Schule und Weiterbildung empfiehlt dem Rat der Stadt Köln, wie folgt 
zu beschließen:  

1) „Der Rat der Stadt Köln beschließt, vorbehaltlich des möglichen Erwerbs der erforderli-

chen Flächen, die Zügigkeit Brüder-Grimm-Schule, Sürther Hauptstraße 149, 50999 Köln-

Sürth gem. § 81 Abs. 2 Schulgesetz NRW von 4 auf 5 Züge zum Schuljahr 2018/19 zu 

erweitern.  

2) Der Rat beauftragt die Verwaltung, bei der Bezirksregierung Köln umgehend 

nach Beschlussfassung einen Antrag gemäß § 81 Abs. 3 Schulgesetz Nordrhein-

Westfalen zur Genehmigung der Zügigkeitsänderung zu stellen. 

3) Der Rat der Stadt Köln beauftragt die Verwaltung, bei der Ausführung des Beschlusses 

zu 1 die sofortige Vollziehung gem. § 80 Abs. 2 Ziff. 4 VwGO (besonderes öffentliches 

Interesse) anzuordnen. 

4) Der Rat bittet die Verwaltung, in enger Abstimmung mit den Schulen Maß-
nahmen zur operativen Bedarfsdeckung nach Dringlichkeit beschleunigt 
umzusetzen. 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig zugestimmt. 

4.3 Planungsaufnahme zur Errichtung eines 3-zügigen Grundschulgebäudes 
mit 1-fach Sporthalle auf dem Grundstück Statthalterhofallee in Köln-
Junkersdorf 
2850/2017 

Beschluss: 

Der Ausschuss Schule und Weiterbildung empfiehlt dem Rat der Stadt Köln, wie folgt 
zu beschließen: "Der Rat beschließt die Planungsaufnahme (bis einschließlich der 
Leistungsphase 3) zur Errichtung eines 3-zügigen Grundschulgebäudes mit 1-fach 
Sporthalle für eine neue Grundschule mit 3 Zügen auf dem Grundstück Statthalter-
hofallee / Alfons-Nowack-Str. / Donauweg in Köln-Junkersdorf. 

Entgegen des ursprünglichen Beschlusses vom 24.03.2015 (DS.-Nr. 0223/2015) ist 
das vorhandene (für 1 der 3 Züge vorgesehene) Schulersatzgebäude aufgrund der 
festgestellten Mängel mit dem zu planenden Schulgebäude zu ersetzen. 

Die Verwaltung wird beauftragt, unverzüglich die Planung und die Kostenermittlung 
aufzunehmen und voranzutreiben.  
Der Planung ist das in der Raumliste aufgeführte Raumprogramm zugrunde zu legen 
(Anlage 1). Entwurfs- und konstruktionsbedingte Abweichungen sind zulässig. 

Die Planungskosten bis einschließlich Leistungsphase 3 HOAI belaufen sich nach vor-
läufiger Kostenschätzung auf rd. 1.350.000 €. Die Finanzierung der voraussichtlich im 
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Haushaltsjahr 2018 ergebniswirksam werdenden Planungskosten erfolgt aus dem 
Teilergebnisplan 0301, Schulträgeraufgaben, in Teilplanzeile 13, Aufwendungen für 
Sach- und Dienstleistungen, aus veranschlagten Mitteln.“ 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig zugestimmt. 

4.4 Einführung des gebundenen Ganztags an der Geschwister-Scholl-
Realschule in Ehrenfeld ab Schuljahr 2018/19 
3080/2017 

Beschluss: 

Der Ausschuss Schule und Weiterbildung empfiehlt dem Rat der Stadt Köln, wie folgt 
zu beschließen:  

1. „Der Rat der Stadt Köln beschließt gem. § 81 Abs. 2 Schulgesetz NRW (SchulG) 
in Verbindung mit § 9 Abs. 1 SchulG NRW die Einführung des Ganztagsbetriebs 
beginnend mit der Jahrgangsstufe 5 zum 01.08.2018 an der Geschwister-
Scholl-Realschule, Gravenreuthstr. 10, 50823 Köln – Ehrenfeld. 

2. Der Rat der Stadt Köln beauftragt die Verwaltung gem. § 81 Absatz 3 SchulG, für 
die Geschwister-Scholl-Realschule eine Genehmigung der Bezirksregierung zu 
erwirken und die Einführung des Ganztagsbetriebs nach gesicherter Finanzierung 
zu betreiben. 

3. Die sofortige Vollziehung dieses Beschlusses wird gem. § 80 Abs. 2 Ziffer. 4 Ver-
waltungsgerichtsordnung im öffentlichen Interesse angeordnet.“ 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig zugestimmt. 

4.5 Zügigkeitserweiterung des Apostelgymnasiums, Gymnasium  
Biggestraße 2, 50931 Köln in Köln-Lindenthal zum Schuljahr 2018/19 
nach § 81 Absatz 2 Schulgesetz Nordrhein-Westfalen 
3310/2017 

Beschluss: 

Der Ausschuss Schule und Weiterbildung empfiehlt dem Rat der Stadt Köln, wie folgt 
zu beschließen:  

1. „Der Rat beschließt gemäß § 81 Abs. 2 Schulgesetz NRW die Zügigkeitserweite-

rung des Apostelgymnasiums, Gymnasium Biggestraße 2, 50931 Köln in Köln-

Lindenthal zum Schuljahr 2018/19 von 3 Zügen in der Sekundarstufe I und 5  

Zügen in der Sekundarstufe II auf 4 Züge in der Sekundarstufe I und 6 Züge in der 

Sekundarstufe 2 zum Schuljahr 2018/19. 

2. Der Rat beauftragt die Verwaltung, bei der Bezirksregierung Köln umgehend nach 

Beschlussfassung einen Antrag gemäß § 81 Abs. 3 Schulgesetz Nordrhein-

Westfalen zur Genehmigung des Beschlusses zu stellen.  

3. Die sofortige Vollziehung des Beschlusses wird gemäß § 80 Abs. 2 Ziffer 4  

Verwaltungsgerichtsordnung angeordnet.“ 

Abstimmungsergebnis: 
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Einstimmig zugestimmt. 
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4.6 Aktionsplan zur Auszeichnung der Stadt Köln als "Kinderfreundliche 
Kommune" 
2668/2017 

Geänderter Beschluss  
(entsprechend dem Beschluss des Jugendhilfeausschusses): 

Der Ausschuss Schule und Weiterbildung empfiehlt dem Rat der Stadt Köln, wie folgt 
zu beschließen: "Der Rat der Stadt Köln nimmt den Aktionsplan „Kinderfreundliche 
Kommune“ zur Kenntnis und beschließt dessen Umsetzung ab Januar 2018. Bei der 
Umsetzung wird die Priorität auf Maßnahmen zur Partizipation von Kindern und Ju-
gendlichen gelegt.  

Die Interessen von Kindern und Jugendlichen mit einer Behinderung auf kindli-
chen Schutz und Teilhabe werden angemessen dargestellt und im weiteren Pro-
zess im Maßnahmenkatalog aufgenommen. Dabei sind die Behindertenorgani-
sationen aus der Stadtarbeitsgemeinschaft Behindertenpolitik als Sachkundige 
in eigener Angelegenheit zu beteiligen.  
Ebenso wird die Verwaltung beauftragt, im Text des Aktionsplans redaktionelle 
Änderungen vorzunehmen: Die Begrifflichkeiten „Kinderheim“ und „Lagerrat“ 
sind durch zeitgemäße Termini zu ersetzen.  

Die erforderlichen Mittel in Höhe von 312.500 € stehen im Teilergebnisplan 0604, Kin-
der- und Jugendarbeit – vorbehaltlich des Inkrafttretens der Haushaltssatzung 2018 – 
zur Verfügung.“ 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig zugestimmt. 

4.7 Elternberatung Inklusion 
3326/2017 

 TOP 4.7 – Elternberatung Inklusion 
AN/1759/2017 

Beschluss über den Änderungsantrag der SPD-Fraktion: 

Absatz 2 des Beschlussvorschlags der Verwaltung wird wie folgt ersetzt: 

„Darüber hinaus beschließt der Ausschuss für Schule und Weiterbildung dass die mit 
dieser Maßnahme verbundene Mehrstelle (0,7 Verwaltungsbeschäftigte/r EGr. E11 
TVöD) unbefristet eingerichtet wird und in den Folgejahren die erforderlichen Mittel im 
Haushalt eingestellt werden.“  

Absatz 4 der Beschlussvorlage entfällt. 
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Abstimmungsergebnis: 

Mit den Stimmen der CDU-Fraktion, der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der 
FDP-Fraktion gegen die Stimmen der SPD-Fraktion und der Fraktion Die Linke  
mehrheitlich abgelehnt. 

Beschluss über die unveränderte Beschlussvorlage: 

Der Ausschuss für Schule und Weiterbildung beschließt die Freigabe der im Haus-
haltsplan 2016/2017, Teilergebnisplan 0301 (Schulträgeraufgaben) bei Teilplanzeile 
16 (sonstige ordentliche Aufwendungen) für die Maßnahme Elternberatung zur Inklu-
sion einmalig für 2017 bereitgestellten Mittel in Höhe von 70.000 Euro (Personalkos-
ten und Sachaufwendungen). 

Für diese Maßnahme wurde eine entsprechende Mehrstelle (0,7 Verwaltungsbeschäf-
tigte/r EGr. E11 TVöD) befristet bis zum 31.12.2018 eingerichtet.  

Da eine Stellenbesetzung zum 01.12.2017 erforderlich ist, wird bis zum Inkrafttreten 
des Stellenplans 2018 verwaltungsintern eine Verrechnungsstelle bereitgestellt.  
Die Stellenbesetzung erfolgt unterjährig in 2017 zum 01.12.2017. Die in 2017 nicht 
verausgabten Mittel werden im Rahmen des Jahresabschlusses 2017 in das Haus-
haltsjahr 2018 übertragen. 

Die Verwaltung wird ferner beauftragt, vor Ablauf der Befristung die gewonnenen  
Erkenntnisse aus der Elternberatung Inklusion zu prüfen und einen Entscheidungs-
vorschlag für das weitere Vorgehen vorzulegen. 

Abstimmungsergebnis: 

Mit den Stimmen der CDU-Fraktion, der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, der FDP-
Fraktion und der Fraktion Die Linke bei Enthaltung der SPD-Fraktion  
einstimmig beschlossen. 

4.8 Zügigkeitserweiterung der Carl-von-Ossietzky-Gesamtschule, Ossietz-
kystr. 2, 50737 Köln-Longerich zum Schuljahr 2019/20 nach § 81 Abs. 2 
Schulgesetz NRW bei gleichzeitiger Bildung eines Teilstandortes an der 
Paul-Humburg-Str. 13, 50737 Köln-Longerich 
3158/2017 

Beschluss: 

Der Ausschuss Schule und Weiterbildung empfiehlt dem Rat der Stadt Köln, wie folgt 
zu beschließen:  

1. „Der Rat beschließt gemäß § 81 Abs. 2 Schulgesetz NRW die Zügigkeitserweite-

rung der Carl-von-Ossietzky-Gesamtschule Nippes, Ossietzkystraße 2, 50737 

Köln-Longerich von 4 Zügen in der Sekundarstufe I und 4 Zügen in der Sekundar-

stufe II auf 6 Züge in der Sekundarstufe I aufbauend ab dem Schuljahr 2019/20 

und 5 Züge in der Sekundarstufe II aufbauend ab dem Schuljahr 2025/26. 

2. Der Rat der Stadt Köln beschließt gemäß § 81 Abs. 2 SchulG NRW die Einrich-

tung des Teilstandortes Paul-Humburg-Straße 13, 50737 Köln-Longerich für die 

Carl-von-Ossietzky-Gesamtschule Nippes ab dem Schuljahr 2019/20. 

3. Der Rat beauftragt die Verwaltung, bei der Bezirksregierung Köln umgehend nach 

Beschluss-fassung einen Antrag gemäß § 81 Abs. 3 Schulgesetz Nordrhein-
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Westfalen zur Genehmigung des Beschlusses zu stellen.  

4. Der Rat beschließt zum Stellenplan 2019 die Zusetzung von insgesamt 0,7 Stellen 

Verwaltungsbeschäftigte/r (Schulsekretär/in) EGr. E7 TVöD für die Carl-von-

Ossietzky-Gesamtschule Nippes. Die jeweils für die Schuljahre anteiligen Stellen-

anteile werden verwaltungsintern entsprechend bereitgestellt. Bis zum Inkrafttre-

ten des Stellenplans werden verwaltungsintern Stellenverrechnungen im Rahmen 

der bestehenden Möglichkeiten zur Verfügung gestellt. 

5. Der Rat beauftragt die Verwaltung, alle erforderlichen Finanzmittel (ggf. Personal- 

und/oder Sachkosten) für die schulrechtliche Erweiterung der Carl-von-Ossietzky-

Gesamtschule Nippes bei Bildung eines Teilstandortes an der Paul-Humburg-

Straße ab Schuljahr 2019/20 gemäß den Ausführungen in der Begründung im 

Teilergebnisplan 0301, Schulträgeraufgaben, bereitzustellen. 

6. Die sofortige Vollziehung des Beschlusses wird gemäß § 80 Abs. 2 Ziffer 4 Ver-

waltungsgerichtsordnung angeordnet.“  

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig zugestimmt. 
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